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(Nr. 13 322.) Weſtharztalſperrengeſetz. Vom 28. März 1928. 
Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
a § 1. 


() Der Provinz Hannover dürfen aus Staatsmitteln zur Errichtung einer Talſperre im 
Söſetal, einer Talſperre im Odertal und eines Rhumepolders bei Northeim als Beihilfen gezahlt 
werden: 


a) aus Rückſichten des Hochwaſſerſchutzes 
JJ) a 26 0a Moll, 
e en Holl, 
für den Rhumepolder . 1 1 600 000 RM; 
b) aus Rückſichten der Förderung der allgemeinen Landesmelioration weitere 3 260 000 % M; 
e) ferner ein auf die Dauer von fünf Jahren nach dem Tage der Auszahlung unverzins⸗ 
liches und vom ſechſten Jahre ab mit 4 vom Hundert verzinsliches, mit 1½ vom Hundert 
zu tilgendes Darlehen von 4 600 000 Ne. 

(2) Unternehmer iſt die Provinz Hannover. Dieſe iſt ermächtigt, außer den unter Abf. 1 
genannten Bauprojekten Vorarbeiten für den Bau weiterer Talſperren und ihrer Nebenanlagen im 
Niederſchlagsgebiet der Aller und ihrer Nebenflüſſe in der Provinz Hannover durchzuführen. § 5 
des Geſetzes über die Enteignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) 
findet entſprechende Anwendung. a a 

6), Das Recht des Preußiſchen Staates, aus den SS 9 Abſ. 1, 381 des Preußiſchen Waſſer⸗ 
geſetzes vom 7. April 1913 (Geſetzſamml. S. 53) bleibt unberührt. a 

(4) Die Bewirtſchaftung der Kraftanlagen, die der Unternehmer nach Abſ. 1 und 2 errichtet, 
und des in dieſen erzeugten Stromes ſteht der ſtaatlichen Elektrizitätsgeſellſchaft gegen Zahlung 
eines dem Werte der gewonnenen Strommengen entſprechenden Entgeltes zu. Die Strommenge, 
die das Unternehmen zu Entſchädigungszwecken und zum Betrieb der eigenen Anlagen benötigt, 
hat die Preußiſche Elektrizitäts⸗Aktiengeſellſchaft, ſoweit dieſer Strom in den Kraftanlagen ſelbſt 
gewonnen werden kann, dem Unternehmer zu den Selbſtkoſten zur Verfügung zu ſtellen; not⸗ 
wendiger Ergänzungsſtrom iſt gegen angemeſſenes Entgelt zu liefern. Das Recht der Provinz, 
nach Maßgabe der behördlich feſtgeſtellten Waſſerwirtſchaftspläne allein über die Betriebsführung 
der Talſperren zu entſcheiden, bleibt unberührt. 3 1 55 f 

6) Die Überſchüſſe des Unternehmens find zum weiteren waſſerwirtſchaftlichen Ausbau gemäß 
Abſ. 2 zu verwenden. f 55 i 

(6) Die Provinz Hannover iſt berechtigt, nach den Vorſchriften des Geſetzes über die Ent 
eignung von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſamml. S. 221) die zur Ausführung der 
Anlagen zu Abſ. 1 und zur Herſtellung der Hauptwaſſerleitung nebſt Nebenleitungen erforderlichen 
Rechte an Grundſtücken zu erwerben. Das Recht zur Enteignung erſtreckt ſich nicht auf Grundſtücke 
und Waſſerläufe des Staates ſowie die dem Staate nach § 381 des Waſſergeſetzes zuſtehenden Rechte. 

(7) Schon vor dem Erlaß des Verleihungsbeſchluſſes erſter Inſtanz kann der Provinz als 
Unternehmerin auf Antrag durch den Regierungspräſidenten die Errichtung baulicher Anlagen 
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und die Ausübung des beantragten Rechtes vorläufig geſtattet werden. Die Rechte anderer 
Perſonen werden dadurch nicht berührt. Die Erlaubnis iſt in geeigneter Weiſe öffentlich bekannt⸗ 
zumachen. 5 3 ö 

(s) Widerſpricht der Unternehmer einer von einem Dritten beantragten Verleihung, weil 
durch die Ausübung des beantragten Rechtes die Wirkung der nach Abf. 1 zu errichtenden Talſperren 
weſentlich beeinträchtigt werden würde, ſo darf die Verleihung nur mit Zuſtimmung der Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, für Handel und Gewerbe und für Volkswohlfahrt 
oder unter den von ihnen im öffentlichen Intereſſe geſtellten beſonderen Bedingungen erteilt 
werden. Dieſe Vorſchrift tritt außer Kraft, ſobald über die betreffenden Verleihungsanträge rechts⸗ 


82. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, die im § 1 Abf. 1 bewilligten Mittel im Wege des 


kräftig entſchieden iſt. 


Kredits zu beſchaffen. 


(2) Die Schuld iſt in der Weiſe zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des aufgenommenen 
Schuldkapitals und die erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld oder zur 
Verrechnung auf bewilligte Kredite verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom Hundert 
der zur Tilgung der Schuld aufgewendeten oder auf bewilligte Kredite verrechneten Beträge 
anzuſetzen. b RS 
8 3. 

Die Ausführung des Geſetzes erfolgt durch die zuſtändigen Minifter. 

Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 28. März 1928. 


(Siegel)) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. r Steiger. Höpker Aſchoff. 


Schreiber. Grzeſinſki. 


(Nr. 13323.) Dritte Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuld⸗ 
verſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten, von Stadtſchaften, 
Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich⸗rechtlichen Kreditanſtalten für den ſtädtiſchen 
Grundkredit und von Landeskulturrentenbanken. Vom 22. März 1928. 

Auf Grund der Artikel 94 Abſ. 2 und 117 Abſ. 2 der Durchführungsverordnung vom 
29. November 1925 zum Aufwpertungsgeſetze (Reichsgeſetzbl. I S. 392), der Verordnung zur 
Durchführung der Aufwertung von Anſprüchen gegen öffentlich-rechtliche Grundkreditanſtalten 
vom 20. Januar 1926 (Reichsgeſetzbl. I S. 96) und der Zweiten Verordnung zur Durchführung 
der Aufwertung von Anſprüchen gegen öffentlich⸗rechtliche Grundkreditanſtalten vom 30. Juli 1926 
(Reichsgeſetzbl. 1 S. 429) wird hiermit verordnet: 

N ö Artikel 1. 5 

Ausſchüttung der Teilungsmaſſe durch Ausgabe von Goldpfandbriefen. 

N 8 1. 

Für die Verteilung der Teilungsmaſſe im Sinne des 8 19 Abſ. 1 der Erſten Verordnung über 
die Aufwertung der Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher 
(ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 10. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S 169) gelten an 
Stelle der Vorſchriften des § 19 Abſ. 2 und 3 der genannten Verordnung folgende Beſtimmungen. 


5 § 2. i 0 
(1) Sind von landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalten Schuldverſchreibungen auf 
Grund von Darlehen, die ausſchließlich durch Hypotheken oder Grundſchulden geſichert waren 
(Pfandbriefe), ausgegeben worden, ſo können dieſe Kreditanſtalten durch ihre Satzung die Aus⸗ 
händigung von Goldpfandbriefen zur endgültigen Abfindung der Gläubiger anordnen; in dieſem 
Falle wird der auf den Goldmarkbetrag der zu berückſichtigenden Pfandbriefe entfallende Hundertſatz 
von der oberſten Verwaltungsdirektion der Kreditanſtalt mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde 
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feſtgeſetzt; die Feſtſetzung hat nach dem Verhältniſſe des Betrags der Teilungsmaſſe zu dem 
Goldmarkbetrage der bei der Abfindung zu berückſichtigenden Pfandbriefe zu erfolgen. 

2) Läßt ſich die Höhe der Teilungsmaſſe noch nicht endgültig feſtſtellen, ſo kann die Kredit⸗ 
anſtalt durch ihre Satzung die Aushändigung von Goldpfandbriefen in Höhe eines von der oberſten 
Verwaltungsdirektion mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde feſtgeſetzten Hundertſatzes des 
Goldmarkbetrags der zu berückſichtigenden Pfandbriefe an die Gläubiger anordnen; in dieſem 
Falle iſt jeder Goldpfandbrief in Höhe ſeines Nennbetrags auf den endgültigen Anteil an der 
Teilungsmaſſe anzurechnen. 

§ 3. 

(1) Die Aushändigung von Goldpfandbriefen (§ 2 Abſ. 1 oder 2) iſt von der Kreditanſtalt im 
Deutſchen Reichsanzeiger und Preußiſchen Staatsanzeiger ſowie in den für die Bekanntmachung 
der Kreditanſtalt beſtimmten Blättern anzukündigen. Die Gläubiger ſind hierbei aufzufordern, 
binnen dreier Monate nach der Veröffentlichung ihre Pfandbriefe zur Geltendmachung ihrer Rechte 
bei der Kreditanſtalt oder bei den von ihr bezeichneten Stellen vorzulegen. 

(2) Werden Pfandbriefe nicht binnen dreier Monate nach der Ankündigung der Kreditanſtalt 
über die Ausgabe von Goldpfandbriefen (Abſ. 1) vorgelegt, jo kann die Kreditanſtalt die Gold⸗ 

pfandbriefe und die baren Spitzenbeträge (§ 5 Abſ. 2), die auf nicht eingereichte Pfandbriefe 
entfallen, hinterlegen, ſofern nicht innerhalb der Friſt der Antrag eu Einleitung eines Aufgebot 
verfahrens oder auf Zahlungsſperre nachgewieſen iſt. 

(3) In der Ankündigung (Abſ. 1) iſt auf die Folgen der Nichteinhaltung der Friſt 
hinzuweiſen. 

§ 4. 
(1) Die Goldpfandbriefe müſſen 
1. auf Goldmark lauten, wobei eine Goldmark dem Preiſe von sr kg Feingold entſpricht 
(S 2 der Verordnung zur Durchführung des Se über wertbeſtändige Hypotheken 
vom 29. Juli 1923 — Reichsgeſetzbl. 1 S. 482 — 
2. mit 5 vom Hundert jährlich zu verzinſen ſein, 
. zum Nennbetrag einzulöſen ſein. 

(2) Sie können mit Halbjahres- oder mit Jahreszinsſcheinen ausgeſtattet werden. Die 
Kreditanſtalt kann beſtimmen, daß Goldpfandbriefe mit einem Nennbetrage von NN als 
100 Goldmark Halbjahreszinsſcheine erhalten. 

(3) Die Verzinſung der Goldpfandbriefe muß ſpäteſtens am 1. Juli 1928 beginnen; der 
erſte Zinsſchein kann auf einen längeren Zeitraum als die ſpäteren Zinsſcheine ausgeſtellt werden. 


8 5. f 

(1) Iſt der Nennbetrag eines Goldpfandbriefs geringer als 50 Goldmark, jo kann die 
Kreditanſtalt beſtimmen, daß die Zinſen zuzüglich der Zinſeszinſen erſt bei Fälligkeit des Kapitals 
zu zahlen ſind (Goldpfandbriefzertifikat). Der Berechnung der Zinſeszinſen iſt ein Zinsfuß von 
6 vom Hundert zugrunde zu legen. Falls von der Kreditanſtalt Goldpfandbriefzertifikate aus⸗ 
gehändigt werden, jo find fie vor den Goldpfandbriefen auszuloſen (§ 8). 

(2) Entfällt auf den Aufwertungsanſpruch eines Pfandbriefgläubigers, ſoweit er durch 
Aushändigung von Goldpfandbriefen oder Goldpfandbriefzertifikaten berückſichtigt werden ſoll, 
nicht ein auf ein Vielfaches von 10 oder 25 Goldmark lautender Betrag oder ein Betrag, der 
geringer als 20 Goldmark iſt, ſo iſt die Kreditanſtalt berechtigt, den Spitzenbetrag zum Nenn⸗ 
betrag in bar abzulöſen. Durch die Ablöſung find die Anſprüche des Pfandbriefgläubigers auch 
auf die dem Spitzenbetrag entſprechenden weiteren Hebungen aus der Teilungsmaſſe abgegolten. 

(3) Verden von einem Gläubiger mehrere Pfandbriefe vorgelegt, ſo iſt die Kreditanſtalt 
berechtigt, dem Gläubiger auf mehrere Pfandbriefe einen Goldpfandbrief oder ein Goldpfand⸗ 
briefzertifikat auszuhändigen. Legt ein Gläubiger mehrere Pfandbriefe, auf die je ein geringerer 
Aufwertungsbetrag als 50 Goldmark entfällt, vor, ſo kann er den Umtauſch von mehreren Pfand⸗ 
briefen in einen Goldpfandbrief oder in ein Goldpfandbriefzertifikat verlangen, ſoweit es die 
Stückelung der Goldpfandbriefe oder Goldpfandbriefzertifikate geſtattet. Nach Ablauf der Friſt 


co 
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für die Vorlegung der Pfandbriefe (§ 3 Abſ. 1 und 2) beſtimmt die Kreditanſtalt die Stückelung 
der Goldpfandbriefe oder Goldzertifikate auch bei Pfandbriefen, auf die je ein geringerer 
Aufwertungsbetrag als 50 Goldmark entfällt. 

§ 6. 

In Höhe des Nennbetrags der auszuhändigenden Goldpfandbriefe hat die Kreditanſtalt der 
Teilungsmaſſe Hypotheken oder Erundſchulden zu entnehmen und ſie in ein beſonderes Deckungs⸗ 
regiſter einzutragen. Dabei find die entnommenen Werte mit ihrem Aufwertungsbetrag 
anzuſetzen. Zur Abrundung der Deckung der Goldpfandbriefe darf auch Geld der Teilungsmaſſe 
entnommen werden. 


8 7. 


(1) Die Kreditanſtalt kann den Verwaltungskoſtenbeitrag ($ 14 der Verordnung vom 


10. Dezember 1925) von den als Deckung der Goldpfandbriefe dienenden Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden durch Entnahme von Goldpfandbriefen abziehen. 

(2) Soweit die Kreditanſtalt von der Ermächtigung des Abf. 1 keinen Gebrauch macht, kann 
ſie den Verwaltungskoſtenbeitrag, den ſie von den als Deckung der Goldpfandbriefe dienenden 
Hypotheken und Grundſchulden einziehen kann ($ 14 der Verordnung vom 10. Dezember 1925), 
aus den nach § 3 der Verordnung vom 10. Dezember 1925 in die Teilungsmaſſe gefloſſenen 
baren Eingängen entnehmen; inſoweit ermäßigt ſich der Verwaltungskoſtenbeitrag jedoch von 
5 auf 4 vom Hundert. Hinſichtlich der verbleibenden Teilungsmaſſe bleibt die Vorſchrift des 
§ 14 der Verordnung vom 10. Dezember 1925 unberührt. 

(3) Werden Goldpfandbriefe zur endgültigen Abfindung der Gläubiger ausgehändigt 
(§ 2 Abſ. 1), fo iſt die Kreditanſtalt berechtigt, bis zu 1 vom Hundert der als Deckung dienenden 
Hypotheken und Grundſchulden als Erſatz für künftige Ausfälle aus den nach § 3 der Verordnung 
vom 10. Dezember 1925 in die Teilungsmaſſe gefloſſenen baren Eingängen zu entnehmen. Auf 
Antrag der Kreditanſtalt kann die Aufſichtsbehörde den Betrag von 1 vom Hundert bis auf 
3 vom Hundert der als Deckung dienenden Hypotheken und Grundſchulden erhöhen. 


88. 

Die Kreditanſtalt hat das als Deckung von Goldpfandbriefen dienende Geld (§ 6 Satz 3) 
nach näherer Beſtimmung der oberſten Verwaltungsdirektion zur Einlöſung von Goldpfand⸗ 
briefen zum Nennbetrag im Wege der Ausloſung zu verwenden; die in die Deckung der Goldpfand⸗ 
briefe eingehenden ordentlichen und außerordentlichen baren Rückzahlungen ſind mindeſtens einmal 
jährlich zur Einlöſung von Goldpfandbriefen zum Nennbetrag im Wege der Ausloſung 
zu verwenden. 

§ 9. 

(1) Vom Zeitpunkte der Ankündigung der Aushändigung von Goldpfandbriefen an (§ 3 Abſ. 1) 
kann die Kreditanſtalt die Annahme von Pfandbriefen zur Schuldtilgung (§S 9 Abſ. 2 der Ver⸗ 
ordnung vom 10. Dezember 1925) ablehnen. 

(2) Goldpfandbriefe können zur Rückzahlung von Aufwertungsſchulden verwandt werden. 
Dabei ſind ſie in Höhe ihres Nennbetrags auf den Aufwertungsbetrag anzurechnen. 


8 10 


Vom Zeitpunkte der Ankündigung der Aushändigung von Goldpfandbriefen an (§ 3 Abſ. 1) i 


iſt bei einer Schuldtilgung durch bare Kapitalrückzahlung der Abzug eines Zwiſchenzinſes 
(Artikel 21 der Durchführungsverordnung vom 29. November 1925 zum Aufwertungsgeſetze 
— Reichsgeſetzbl. 1 S. 392 —) nicht zuläſſig. Die Kreditanſtalt kann beſtimmen, daß bare Kapital⸗ 
rückzahlungen nur zum Schluſſe eines Kalendervierteljahrs und nur dann erfolgen dürfen, wenn 
die Abſicht der Barzahlung der Kreditanſtalt ſpäteſtens drei Monate vor dem Schluſſe des 
Kalendervierteljahrs mitgeteilt worden iſt. 

811. 

Die Kreditanſtalt kann beſtimmen, daß die wiederkehrenden Leiſtungen der Eigentümer und 
Schuldner, ſoweit ſie nach dem Zeitpunkte der Ankündigung der Aushändigung von Goldpfand⸗ 
briefen (§ 3 Abſ. 1) fällig werden, ſtatt zu den vereinbarten, zu den von ihr zu beſtimmenden 
Terminen jährlich oder halbjährlich entrichtet werden. 
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f 8 12. 

(1) Die Kreditanſtalt kann für die Umrechnung des Goldmarkbetrags der Aufwertungsſchuld 
und der wiederkehrenden Leiſtungen ſowie für die Umrechnung der Ausloſungsbeträge und der 
Zinsſcheine der Goldpfandbriefe in Reichsmark einen Stichtag beſtimmen. Der Stichtag darf 
nicht auf einen früheren Zeitpunkt als einen Monat vor dem Fälligkeitstage gelegt werden. 


(2) Beſtimmt die Kreditanſtalt, daß für jede an Ausloſungsbeträgen und Zinsſcheinen der 
Goldpfandbriefe zu zahlende Goldmark eine Reichsmark zu entrichten iſt, ſofern ſich bei der 
Umrechnung für das Kilogramm Feingold ein Preis von nicht mehr als 2820 Reichsmark und 
nicht weniger als 2760 Reichsmark ergibt, ſo hat ſie eine entſprechende Anordnung für die Auf⸗ 
wertungsſchulden und die wiederkehrenden Leiſtungen zu treffen. 


Sat 
Einer Eintragung der Bedingungen für die Zahlung und Umrechnung der Auſwertungs⸗ 
ſchuld und der wiederkehrenden Leiſtungen nach SS 9 bis 12 im Grundbuche bedarf es weder für 
den Eintritt der Rechtsänderung noch zu ihrer Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben 


des Grundbuchs. 


§ 14. 

Beabſichtigt die Kreditanſtalt, Arten, Gruppen oder Jahrgänge von Pfandbriefen nach 
Artikel 2 8 1 Abſ. 1 der Zweiten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus Pfand⸗ 
briefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. vom 
16. November 1926 (Geſetzſamml. S. 301) und nach Artikel II Abſ. 1 dieſer Verordnung gegen 
Barzahlung aufzukündigen, ſo ſind dieſe Arten, Gruppen oder Jahrgänge von Pfandbriefen in 
den zur Durchführung der §8 2 bis 13 erforderlichen Satzungsvorſchriften und in der Ankündigung 
über die Aushändigung von Goldpfandbriefen von der Verpflichtung zur Vorlegung ($ 3) mit 
dem Bemerken auszuſchließen, daß ſie demnächſt auf Grund des Artikels 2 8 1 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 16. November 1926 und des Artikels II Abſ. 1 dieſer Verordnung gegen Bar⸗ 
zahlung aufgekündigt werden. 

8 15. ö 

(1) Hat die Kreditanstalt Schuldverſchreibungen ganz oder teilweiſe auf Grund von 
Darlehen, die an inländiſche Körperſchaften des öffentlichen Rechtes oder gegen Übernahme der 
Gewährleiſtung durch eine ſolche Körperſchaft gewährt waren, ausgegeben, ſo hat ſie an Stelle 
von Goldpfandbriefen Goldſchuldverſchreibungen auszuhändigen. 

(2) Auf die Goldſchuldverſchreibungen (Abſ. J) finden die Vorſchriften der 88 2 bis 14 mit 
der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß der nach § 4 Abſ. 1 Nr. 2 zu zahlende Zinsſatz von 
der Kreditanſtalt feſtzuſetzen iſt; die Feſtſetzung des Zinsſatzes bedarf der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde. 

§ 16. 

(1) Die Kreditanftalten haben die zur Durchführung der 88 2 bis 15 erforderlichen Satzungs⸗ 
vorſchriften bis zum 30. September 1928 zu erlaſſen. i i 

(2) Die Auffichtsbehörde beſtimmt, ob und inwieweit die Vorſchriften der SS 1 bis 15 auf 
die Weſtpreußiſche Landſchaft und die Neue Weſtpreußiſche Landſchaft Anwendung finden. 


Artikel II. 
Kündigung von Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen gegen 

f Barzahlung. 

(1) Artikel 2 8 1 Abſ. 1 der Zweiten Verordnung über die Aufwertung der Anſprüche aus 
Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) Kreditanſtalten uſw. 
vom 16. November 1926 (Geſetzſamml. S. 301) wird wie folgt geändert: 

Die oberſte Verwaltungsdirektion einer landſchaftlichen (ritterſchaftlichen) Kreditanſtalt 
darf mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde von ihr ausgegebene Pfandbriefe und andere 
Schuldverſchreibungen im Sinne des § 1 der Erſten Verordnung über die Aufwertung der 
Anſprüche aus Pfandbriefen und Schuldverſchreibungen landſchaftlicher (ritterſchaftlicher) 
Kreditanſtalten uſw. vom 10. Dezember 1925 (Geſetzſamml. S. 169) aufkündigen; den 
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Hundertſatz, zu dem die Pfandbriefe aufzukündigen ſind, beſtimmt die oberſte Verwaltungs⸗ 
direktion mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde. Die Kündigung kann auf Arten, Gruppen 
oder Jahrgänge von Pfandbriefen oder Schuldverſchreibungen beſchränkt werden. 
(e) Artikel 2 § 2 Abſ. 2 der Verordnung vom 16. November 1926 erhält als Satz 2 
folgenden Zuſatz: 
Inſoweit ſteht ſie bei der Aushändigung von Goldpfandbriefen den ſonſtigen Inhabern 
von Pfandbriefen gleich. 


Artikel III. 
Ausſchlußfriſten. 

0 Der Anſpruch auf Aufwertung eines Pfandbriefs oder einer Schuldverſchreibung auf 
Grund des Vorbehalts der Rechte (§ 49 Abf. 1 des Aufwertungsgeſetzes, § 15 Abſ. 1 der 
Verordnung vom 10. Dezember 1925) iſt zur Vermeidung des Verluſtes bis zum 30. Juni 1928 
bei der Kreditanſtalt anzumelden und, falls die Kreditanſtalt den Anſpruch nicht ſchriftlich 
anerkennt, bis zum 31. Juli 1928 gerichtlich geltend zu machen. Geht das Anerkenntnis dem 
Gällbiger nicht bis zum 15. Juli 1928 zu, ſo kann die Kreditanſtalt nicht einwenden, daß ſie 
dem Gläubiger zur gerichtlichen Gelten dn gc des Anſpruchs keinen Anlaß gegeben habe. 

(Hat der Gläubiger ſeinen Wohnſitz oder gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb Europas, 
ſo tritt an die Stelle des Termins vom 30. Juni 1928 der 15. Auguſt 1928, an die Stelle des 
Termins vom 15. Juli 1928 der 31. Auguſt 1928 und an die Stelle des Termins vom 31. Juli 
1928 der 30. September 1928. 

(3) Sind Anmeldungen vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung bereits bewirkt, ſo bedarf 
es einer Wiederholung der Anmeldung nicht. Die Notwendigkeit einer gerichtlichen Geltend⸗ 
a des Anspruchs nach Abſ. 1 oder 2 wird hierdurch nicht berührt. 


Artikel IV. 

Die Vorſchriften 955 Artikel I bis III finden auf die Aufwertung von Anſprüchen aus Pfand⸗ 
briefen oder anderen Schuldverſchreibungen oder aus verbrieften Darlehen für Grundkreditzwecke 
von Stadtſchaften, Pfandbriefämtern und gleichartigen öffentlich-rechtlichen Kreditanſtalten für 
den ſtädtiſchen Grundkredit mit der Maßgabe entſprechende Anwendung, daß die zur Durchführung 
des Artikels I erforderlichen Satzungsvorſchriften von den Direktionen der Kreditanſtalten mit 
Genehmigung der Aufſichtsbehörde eie werden können. 


Artikel V. 5 
Die Vorſchriften der Artikel J und III finden auf die Aufwertung der Anſprüche aus den von 
den Landeskulturrentenbanken ausgegebenen Schuldverſchreibungen mit der Maßgabe entſprechende 
Anwendung, daß die zur Durchführung des Artikels I erforderlichen Satzungsvorſchriften von den 
Direktionen der Kreditanſtalten mit Genehmigung der Aufſichtsbehörde beſchloſſen werden können. 


Artikel VI. 
(1) Artikel 5 Abſ. 2 der Verordnung vom 16. November 1926 tritt außer Kraft. 
(2) Die Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 22. März 1928. a 
Der Preußiſche Miniſter für Golkwollfb Der Preußiſche Finanzminiſter. 


Dirtfie er. Höpker Aſchoff. 
Se Preußiſche Miniſter für Landwirtschaft Der Preußiſche Juſtizminiſter. 
Diogmänen und Forſten. f 1190 Schmidt. 
Steiger. a 
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